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Regionalbericht über Menschenrechts-
verletzungen im Amazonasgebiet:

Netzwerke zur Stärkung von betroffenen Gemeinden
in Kolumbien, Brasilien, Ecuador, Peru und Bolivien1

Arbeitsbereich Menschenrechte
des Panamazonischen Kirchlichen Netzwerks – REPAM

Das vorliegende Dokument ist eine Zusammenfas-
sung des Regionalberichts über Menschenrechtsver-
letzungen im Amazonasgebiet.2 Darin sind 13 Fälle
von systematischen Menschenrechtsverletzungen
gegen verschiedene indigene Völker sowie „Campesi-
nos“ (Kleinbauern) und „Ribereños“ (Fischer, die sich
als „Uferbewohner“ an den Flüssen angesiedelt
haben) in Kolumbien, Brasilien, Ecuador, Peru und
Bolivien dokumentiert. Der Kampf dieser Gemeinden
um ein menschenwürdiges Leben und die Bewahrung
des „gemeinsamen Hauses“ (– so hat Papst Franzis-
kus in der Enzyklika Laudato si‘ unsere eine schüt-
zenswerte Welt bezeichnet –) hat sich als langwierig,
schmerzvoll und frustrierend erwiesen. Dennoch
konnten dank der Unterstützung durch engagierte, so-
lidarische Organisationen, die dem Panamazoni-
schen Kirchlichen Netzwerk Repam (Red Eclesial Pan
Amazónica) nahestehen, die Forderungen und Vor-
schläge der Gemeinden aufgegriffen und auf höchster
(internationaler) Ebene eingebracht werden, um so
die Achtung ihrer Rechte und ihre Würde als Men-
schen einzuklagen.

Das Amazonasgebiet gehört zu den Regionen mit
der größten biologischen Vielfalt unseres Planeten.
Die 5,5 Millionen Quadratkilometer große Fläche ist
die Heimat von 33 Millionen Menschen, 380 indige-
nen Völkern und 140 Völkern in selbstgewählter Isola-
tion. 240 verschiedene Sprachen werden dort gespro-
chen. Das Amazonasgebiet zieht sich durch neun Län-
der: Venezuela, Kolumbien, Ecuador, Peru, Brasilien,
Surinam, Guyana, Französisch-Guayana und Boli-
vien.3 Der Reichtum der Region führte im Verlauf der

Geschichte immer wieder zu Konflikten zwischen mili-
tärischen, kommerziellen und industriellen Interes-
sen um die Kontrolle über die natürlichen Ressourcen.
Durch diese Auseinandersetzungen wurde ein enor-
mer Teil der Urbevölkerung verdrängt, umgebracht,
oder in die Sklaverei getrieben. Zunächst ging es um
Kautschuk, Kastanien und Gold, heute sind es Projek-
te in den Sektoren Ölförderung und Bergbau, die Um-
weltverschmutzungen zur Folge haben, den sozialen
Frieden der Völker stören und irreparable Schäden in
den Kulturen der Amazonasregion verursachen.4

Extraktive Industrien, illegale Landnutzung und
zahlreiche Aktivitäten zur Ausbeutung der natürlichen
Ressourcen haben verheerende Auswirkungen auf die
Umwelt, die Gesundheit und den Frieden der Völker.
Der Reichtum, der durch solche Aktivitäten erzielt

Einleitung

1 Dieser Bericht ist das Ergebnis der Zusammenarbeit des Panamazoni-
schen Kirchlichen Netzwerks REPAM, dessen Autoren sozialen und kirch-
lichen Organisationen angehören: die Kirchliche Fachstelle für Indigene
aus Brasilien (Conselho Indigenista Misionário – CIMI), Justiça nos Tril-
hos aus Brasilien, das Zentrum für Anthropologie und Praktische Anwen-
dung aus Peru (Centro Amazónico de Antropología y Aplicación Práctica –
CAAAP), die Landpastoral des Vikariats von Yurimaguas aus Peru, Cáritas
Bolivien, Cáritas Ecuador, die Gemeinschaft der sozialen Aktion Condor
Mirador (Comunidad Amazónica de Acción Social Cordillera del Condor
Mirador – CASCOMI), das Apostolische Vikariat von Aguarico aus Ecua-
dor, die regionale Sozialpastoral Suroriente aus Kolumbien und das Vika-
riat des Südens - Diözese von Florencia aus Caquetá in Kolumbien.

2 Zusammenfassung von Lina Cahuasqui, Beraterin von MISEREOR in
Ecuador.

3 REPAM (2018): Informe Regional de Vulneración de Derechos Humanos
en la Panamazonía: tejiendo redes de resistencia y lucha en Colombia,
Brasil, Ecuador, Perú y Bolivia (Regionalbericht über Menschenrechtsver-
letzungen im Amazonasgebiet: Netzwerke zur Stärkung von betroffenen
Gemeinden in Kolumbien, Brasilien, Ecuador, Peru und Bolivien), S. 3.

4 Ebenda, S. 3.
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wird, fließt jedoch nicht an die Bewohner/-innen zu-
rück, sondern wird in die Finanzmärkte transferiert.
Vor diesem Hintergrund werden die Menschenrechte
der indigenen Völker, Campesinos, Ribereños und an-
derer lokaler Bevölkerungsgruppen systematisch ver-
letzt. Tag für Tag leisten sie Widerstand, entwickeln
ihre regionalspezifische Identität und verteidigen die
Rechte von Mensch und Natur.5

Trotz der wichtigen Fortschritte, die in den letzten
Jahrzehnten im Hinblick auf den internationalen nor-
mativen Rahmen der Menschenrechte erzielt worden
sind, ist es für die Verteidiger/-innen der Menschen-
rechte und der Natur schwierig, ihrer Stimme und
ihren Beschwerden über anhaltende Verletzungen
ihrer Rechte Gehör zu verschaffen. Für sie ist es von
großer Bedeutung, dass die Welt von ihren Lebensfor-
men erfährt und sich für den Schutz des gemeinsa-
men Hauses, der Erde und der natürlichen Ressour-
cen einsetzt.6

Der hier zusammengefasste REPAM-Bericht ist ein
Instrument, um diese Wirklichkeit sichtbar zu ma-
chen. Die dem Bericht zugrundeliegende Methodik
stützt sich auf Erfahrungen, die der REPAM-Arbeitsbe-
reich Menschenrechte 2016-2017 im Rahmen der er-
sten Schulung zur Unterstützung und Einforderung
von Menschenrechten und der engagierten Beglei-
tung der indigenen Völker sowie Campesinos und Ri-
bereños in ihrem Kampf um Würde gesammelt hat.
Dabei standen die Menschen selbst im Mittelpunkt.7

Insofern spiegelt der Bericht die Zusammenarbeit zwi-
schen Mitarbeiter/-innen an der Basis mit den betrof-
fenen Gemeinden als wichtigste Informationsquelle
wider. Das Dokument berichtet von der Lebenswirk-
lichkeit der Menschen, schildert die Wechselbezie-
hung zwischen verschiedenen Menschenrechten und
enthält rechtliche Analysen und konkrete Forderun-
gen an die Politik.8 In den im Folgenden beschriebe-
nen Fallbeispielen werden die Zusammenhänge zwi-
schen dem Recht auf Selbstbestimmung, auf Identi-
tät, auf Zugang zu sauberem Trinkwasser und auf den
angestammten Lebensraum beleuchtet. Darüber hin-
aus wird auf die zunehmende Kriminalisierung von
Menschenrechtsverteidigern/-innen hingewiesen.

Das Recht auf Selbstbestimmung
als grundlegendes Prinzip der Wahrnehmung
kollektiver Rechte

Im Internationalen Pakt über bürgerliche und poli-
tische Rechte und im Pakt über wirtschaftliche, sozia-
le und kulturelle Rechte heißt es: „Alle Völker haben

das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rech-
tes entscheiden sie frei über ihren politischen Status
und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Entwicklung.“ In Art. 7 des Überein-
kommens 169 der ILO9 über eingeborene und in
Stämmen lebende Völker in unabhängigen Ländern
wird das Recht auf vorherige Zustimmung anerkannt,
denn danach müssen die Völker das Recht haben,
„ihre eigenen Prioritäten für den Entwicklungsprozess,
soweit er sich auf ihr Leben, ihre Überzeugungen, ihre
Einrichtungen und ihr geistiges Wohl auswirkt, festzu-
legen und soweit wie möglich Kontrolle über die wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung auszu-
üben“.10

1.   Verletzung des Rechts auf das Territorium
Verschiedene internationale Instrumente und Mecha-
nismen wie die Erklärung der Vereinten Nationen
über die Rechte der indigenen Völker (Art. 20 und 32),
die Amerikanische Menschenrechtskonvention (1969)
und auch der Interamerikanische Gerichtshof für Men-
schenrechte schützen den Gebiets- und Eigentumsan-
spruch im weitesten Sinne, also nicht nur das Recht
auf den physischen Raum, sondern auch auf den
engen Bezug, den die indigenen Völker zu ihrem
Land, den natürlichen Ressourcen ihrer angestamm-
ten Territorien und den diesen innewohnenden  im-
materiellen Elementen pflegen.11 In ihrem Bericht
„Rechte der indigenen und in Stämmen lebenden Völ-
ker auf ihr angestammtes Land und ihre Naturressour-
cen“ (Derechos de los pueblos indígenas y tribales
sobre sus tierras ancestrales y recursos naturales)
hebt die Interamerikanische Menschenrechtskommis-
sion (CIDH) das Recht auf Land besonders hervor.12

Dennoch vergeben die Staaten in Lateinamerika
weiterhin Konzessionen zur Erkundung bzw. Ausbeu-
tung von natürlichen Ressourcen in indigenen Territo-
rien, ohne die entsprechende freie, vorherige und in-
formierte Zustimmung der betroffenen Gruppen ein-

5 Ebenda, S. 4.
6 Ebenda, S. 4.
7 Ebenda, S. 4.
8 Ebenda, S. 5.
9 ILO = Internationale Arbeitsorganisation der Vereinten Nationen.
10 REPAM (2018), S. 7.
11 Interamerikanischer Gerichtshof für Menschenrechte: Caso del Pueblo

Indígena Kichwa de Sarayaku vs. Ecuador (Der Fall des indigenen Volkes
der Kichwa von Sarayaku gegen Ecuador), 2012, S. 40.

12 Siehe: https://www.oas.org/es/cidh/indigenas/docs/pdf/
tierras-ancestrales.esp.pdf.



Regionalbericht über Menschenrechtsverletzungen im Amazonasgebiet 3

13 REPAM (2018), S. 9.
14 Daten basierend auf der Volkszählung des Nationalen Instituts

für Statistik und Informatik (INEI), 2008.
15 REPAM (2018), S.12.
16 Ebenda, S.12 -17.
17 Ebenda, S. 19.
18 Ebenda, S. 18.
19 Ebenda, S.19-20.

zuholen. Insofern verstoßen sie nach wie vor gegen
ihre Verpflichtung, entsprechend den Bestimmungen
der Amerikanischen Menschenrechtskonvention und
der Rechtsprechung des Interamerikanischen Men-
schenrechtsgerichtshofes das Recht auf das Territori-
um zu garantieren und zu achten.13

Die indigenen Völker der Awajún und Wampis sind im
peruanischen Departement Amazonas beheimatet.
Zu den Awayún gehören 55.366 Menschen, zu den
Wampis 10.613.14 Beide Völker sind aufgrund ihres
Widerstandes gegen die Eroberungsversuche der
Inkas und Kolonisatoren für ihre kriegerische Traditi-
on bekannt. Sie erziehen ihre Kinder in diesem wehr-
haften Geist und verteidigen ihr Territorium als Kern-
element ihrer kulturellen Identität. Sie leben in einer
ökologisch hochsensiblen Region mit einer extrem
großen biologischen Vielfalt, die als einer der 25 Bio-
diversitäts-Hotspots der Erde gilt. 75 % der am stärk-
sten bedrohten Tiere unseres Planeten sind dort be-
heimatet. Ungeachtet dessen wurden ohne die freie,
vorherige und informierte Zustimmung der indigenen
Gemeinschaften Konzessionen für dieses Territorium
an Unternehmen zur Förderung von Gold und Kupfer
vergeben.15

Der Bericht greift vier Fälle von Menschenrechts-
verletzungen auf, die vom Zentrum für Anthropologie
und Praktische Anwendung (Centro Amazónico de An-
tropología y Aplicación Práctica, CAAAP) in dem Ge-
biet ermittelt wurden.

Das Bergbauprojekt Afrodita
im Distrikt Cenepa (Peru)

2005 genehmigte die peruanische Regierung den
Betrieb von Bergbauunternehmen wie Afrodita auf
dem Territorium der indigenen Völker. Afrodita eigne-
te sich einen Teil des Gebiets an, ohne eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung und viel weniger noch eine
freie, vorherige und informierte Zustimmung der Ge-
meinden eingeholt zu haben. Selbst als die Regional-
regierung 2016 die Präsenz der Bergbaugesellschaft
in dem dortigen Gebiet für unzulässig erklärte, legte
Afrodita Plattformen und Tunnel in den indigenen Ter-
ritorien an. Hier liegt zweifelsfrei eine Verletzung des
in der peruanischen Staatsverfassung verankerten

Rechts auf vorherige, freie und informierte Konsultati-
on und ebenso des Rechts der indigenen Völker vor,
gemäß den internationalen Vereinbarungen selbstbe-
stimmt über ihr eigenes Entwicklungsmodell zu ent-
scheiden.16

Öllecks in Gemeinden der Chiriaco-Region
(Peru)

Im Januar 2016 kam es bei der staatlichen Erdölfir-
ma Petroperú in der Provinz Bagua (Departement
Amazonas) zu Durchbrüchen in der Pipeline, sodass
ca. 3.000 Barrel Erdöl über eine Strecke von 3,5 km in
die Inayo-Schlucht flossen.17 45 Awajún-Gemeinden
waren davon betroffen. Weit davon entfernt, entspre-
chend den festgelegten Protokollen Abhilfemaßnah-
men zu ergreifen, beauftragte Petroperú Kinder und
Erwachsene des Awajún-Volkes mit den Reinigungsar-
beiten, ohne sie angemessen vor Vergiftung zu schüt-
zen. Seiner Verantwortung für die Beseitigung der
durch das Ölleck verursachten Umweltschäden kam
das Unternehmen nicht nach. Ärztliche Untersuchun-
gen ergaben hohe Schwermetall-Konzentrationen im
Blut der Kinder und Erwachsenen, die verschmutztes
Wasser und verseuchte Nahrungsmittel zu sich ge-
nommen hatten.18 Die Gemeinden reichten daraufhin
Klage gegen den peruanischen Staat wegen der Ver-
letzung ihres Rechts auf Gesundheit ein. Darüber hin-
aus wurden jedoch noch weitere Rechte verletzt: das
Recht der Menschen auf Leben, eine intakte Umwelt,
eine ausgewogene Lebensführung und einen beson-
deren Schutz des Kindeswohls. Die Klage wurde von
der Zivilkammer des Landgerichtes Bagua im Novem-
ber 2017 zugelassen; das Urteil steht noch aus.19

Hidroeléctrica Lorena (Peru)

Amazonas Energía S.A.C., eine Tochterfirma des in
den Odebrecht-Korruptionsskandal verwickelten bra-
silianischen Konzerns Andrade Gutiérrez, erhielt
2015 eine auf zwei Jahre befristete Konzession für die
Provinz Bagua (Departement Amazonas). Das Unter-
nehmen blieb dort jedoch über den genehmigten Zeit-
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raum hinaus präsent und versucht zurzeit, eine end-
gültige Konzession für sein Vorhaben zum Bau eines
Wasserkraftwerks zu erhalten. Das Projekt würde zur
Vertreibung von Awajún-Gemeinden führen, und circa
1.107 Menschen könnten in seinem unmittelbaren
Einzugsgebiet betroffen sein.20

Das peruanische Energieministerium hat behaup-
tet, das Unternehmen müsse keine vorherige Konsul-
tation durchführen, da die Konzession befristet sei.
Dies stellt einen Verstoß gegen die im ILO-Überein-
kommen 169 festgeschriebenen Rechte dar, denn da-
nach ist für jede Maßnahme, die das Leben indigener
Völker beeinträchtigen kann, eine freie, vorherige und
informierte Zustimmung zwingend vorgeschrieben.
Das Unternehmen hat lediglich Informationsveranstal-
tungen mit der Bevölkerung durchgeführt, diese aber
nicht befragt.21

Das Ölfeld 116 (Peru)

Auf dem Ölfeld 116 in der peruanischen Provinz
Condorcanqui, Departement Amazonas, das sich über
eine Fläche von 658.879,677 ha erstreckt, wird nach
Erdöl gebohrt. Davon betroffen sind die Gebiete von
73 Awayún- und Wampi-Gemeinden. Das peruanische
Ministerium für Energie und Bergbau genehmigte
2006 den Lizenzvertrag zur Erkundung und Ausbeu-
tung von Ölvorkommen für dieses Feld durch das Un-
ternehmen HOCOL Perú S.A.C. Ebenso segnete die Re-
gierung die Umweltverträglichkeitsstudien für die Er-
kundung der Ölvorkommen ab. Das Unternehmen hat
bisher lediglich drei Informationsveranstaltungen in
den 73 Gemeinden durchgeführt, die von der Erdöl-
ausbeutung betroffen sein könnten. Gleichzeitig hat
das Energieministerium systematisch Anträge auf
freie, vorherige und informierte Konsultation der Ge-
meinden mit der Begründung zurückgewiesen, dass
keine Konsultationen zu Maßnahmen durchgeführt
werden könnten, die bereits vor dem Inkrafttreten des
Gesetzes über die vorherige Konsultation im Jahr
2011 genehmigt worden seien. Im März 2017 bean-
tragte REPAM eine Anhörung vor der Interamerikani-
schen Menschenrechtskommission in Washington.
Durch die Aussagen des führenden Vertreters der indi-
genen Gemeinden, Zebelio Kayak22, konnten die
ständige Verletzung des Rechts auf das Territorium,
auf ein menschenwürdiges Leben, auf Bildung und
Gesundheit und weiterer Rechte belegt werden.
REPAM beantragte einen thematischen Bericht über
das Recht auf Territorium und sagte zu, diesen Bericht
gemeinsam mit der CIDH zu erstellen.23

20 Ebenda, S. 21-22.
21 Ebenda, S. 21-22.
22 Ebenda, S.26.
23 Ebenda, S. 26.
24 Das Summer Institute of Linguistics kam 1952 nach Ecuador.
25 Gemäß des Präsidialdekrets zur sog. „Unantastbaren Tagaeri-Taromena-

ne-Zone“ (Zona Intangible Tagaeri Taromenane sind extraktive Aktivitä-
ten jeglicher Art wie Erdölförderung, Holzeinschlag, Bergbau etc. in die-
sem Lebensraum der Tagaeri und Taromerane dauerhaft untersagt.

26 REPAM (2018), S. 30.
27 Ebenda, S. 31.
28 Ebenda, S. 36.

Die Tagaeri und Taromenane sind indigene Volksgrup-
pen, die in selbstgewählter Isolation leben. In ihrem
Gebiet liegen mehrere Erdölfelder. Die beiden Völker
sind im Yasuní-Nationalpark in der ecuadorianischen
Amazonasregion beheimatet. Ihre freiwillige Isolation
wurde seit den 1950er Jahren immer wieder von nord-
amerikanischen evangelikalen Missionaren  missach-
tet.24 Nachdem der ecuadorianische Staat ihre Exi-
stenz jahrelang nicht zur Kenntnis genommen hatte,
folgte zunächst 1999 ein Präsidialdekret zur Etablie-
rung der sog. „Unantastbaren Tagaeri-Taromenane-
Zone“25; 2006 legte dann die CIDH einen Plan mit
Schutzmaßnahmen zur Anerkennung ihres Territori-
ums und Achtung ihrer traditionellen Lebensweise
vor, um so ihre voranschreitende Vernichtung zu ver-
hindern.26

2007 konzipierte die ecuadorianische Regierung
dann zunächst eine Politik zum Schutz der in Isolati-
on lebenden Völker unter dem Titel „Initiative Yasuní-
ITT“, um deren Leben und die biologische Vielfalt im
Yasuní-Nationalpark zu schützen. Diese Bemühungen
waren jedoch unzureichend, und 2013 erklärte diesel-
be ecuadorianische Regierung die Region zum Erdöl-
fördergebiet, und zwar mit der Begründung, die dorti-
ge Präsenz der Tagaeri-Taromenane sei lediglich ein
Gerücht.27

Der Begriff von „Grenzen“ bzw. „untastbaren
Zonen“ ist diesen Völkern unbekannt. Sie ziehen als
Nomaden umher auf der Suche nach Nahrung, zur
Jagd und zum Fischfang und sichern so seit jeher ihr
Überleben. Deshalb ist die Ölförderung aus wirt-
schaftlichen Motiven, mit der die Verletzung sämtli-
cher Rechte einer Minderheit in Kauf genommen wird,
nicht zu rechtfertigen.28 Die amtierende ecuadoriani-

Fall 2

Tagaeri und Taromenane
(Ecuador)

Regionalbericht über Menschenrechtsverletzungen im Amazonasgebiet



5

sche Regierung führte im Februar 2018 eine Volksbe-
fragung zur Erweiterung der „Untastbaren Zone“ in-
nerhalb des Yasuní-Nationalparks um 50.000 Hektar
durch. Die Ausweitung soll dazu dienen, die in Isolati-
on lebenden Völker und die Umwelt, durch eine Ver-
kleinerung des Erdölfördergebietes auf ein Drittel, zu
schützen. Einige Beobachter befürchten, dass die ge-
plante Maßnahme wenig an der Wirklichkeit ändern
wird. Insofern geht es nun darum, das Yasuní-Gebiet
weiterhin zu verteidigen, um das gewaltsame Verschwin-
den der Tagaeri und Taromenane zu verhindern.29

Die Fachstelle für Indigene der katholischen Kirche in
Brasilien (CIMI) hat den Kampf dieser Völker für ihre
Autonomie begleitet. Sie fordern die Achtung und
endgültige Anerkennung ihrer Territorien sowie die
Durchsetzung ihres Rechts auf eine freie, vorherige
und informierte Zustimmung zu geplanten Maßnah-
men auf ihren angestammten Territorien.

29 Ebenda, S. 39.
30 REDD = Reduced Emissions from Deforestation and Forest Degradation.
31 Título Ejecutorial TCO-NAL-000229.
32 REPAM (2018), S. 61.
33 Ebenda, S. 65.
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Im Süden der beiden Bundesstaaten Amazonas und
Acre im brasilianischen Amazonasgebiet leben das
Volk der Yaminawa und mehrere andere Völker wie
Chandless, Tapada, Breu und Jordão in Isolation. Ihr
angestammtes Land wurde niemals anerkannt und
demarkiert. Mit dem Recht auf Anerkennung ihrer Ter-
ritorien werden das politische, soziale und kulturelle
Überleben der indigenen Völker und der Schutz der
Natur garantiert. Artikel 231 der brasilianischen Ver-
fassung sichert den indigenen Völkern den Anspruch
auf ihr Territorium zu und verlangt dessen Demarkie-
rung bis 1994. Verantwortlich für die Demarkierung
und den Schutz von indigenem Land ist die brasiliani-
sche Bundesregierung. Diese hat allerdings nicht nur
ihre Verpflichtung zur Achtung, zum Schutz und zur
Gewährleistung des Rechts auf Territorium nicht er-
füllt, sondern überdies privatwirtschaftliche und auf
den globalen Kohlenstoffmarkt ausgerichtete Initiati-
ven der sogenannten „Grünen Ökonomie“ gefördert
und umgesetzt, darunter REDD+-Vorhaben.30

Die indigenen Völker und ihr angestammtes Land
sind immer wieder Zielscheibe von Invasionen und
Plünderungen gewesen, der Aneignung der natürli-
chen Ressourcen wie Wasser, Wald und Bodenschät-
ze, der Ausweitung von exportorientierten Monokul-
tur-Agrarbetrieben, der zunehmenden Kommerziali-
sierung der Natur, der Präsenz von Ölfirmen sowie
großen Infrastrukturprojekten zur Energiegewinnung
und zum Straßenbau. Die in freiwilliger Isolation le-
benden Völker sind besonders schutzlos, da ihnen
die Verfassung und Gesetze unbekannt sind und sie
auf ihren Territorien lediglich Enteignung und Aus-
plünderung erfahren.

Fall 3

Das Volk der Yaminawa
(Brasilien)

In der bolivianischen Amazonasregion leben 29 indi-
gene Völker. Viele davon sind vom Aussterben be-
droht. Das unter der Abkürzung TIPNIS bekannte Ge-
biet (Territorio Indígena y Parque Nacional Isiboro Sé-
cure) liegt in den bolivianischen Departements Beni
und Cochabamba. Es gilt als Kollektiveigentum31

und hat eine Fläche von insgesamt 1.236.296 ha.
Dort leben 64 indigene Gemeinden der Völker Tsima-
ne, Yuracaré und Moxeño Trinitario, denen dieses
Land von jeher gehört. Darüber hinaus wird die Regi-
on von Bauern- und Siedlergemeinden bewohnt.32

Aufgrund des Anstiegs neuer Siedlungen nehmen
Landkonflikte mit anderen Bevölkerungsgruppen ste-
tig zu. Die bolivianische Regierung startete einen Ver-
such, eine Verbindungsstraße zwischen den Departe-
ments Cochabamba (Zentralbolivien) und Beni (im
Nordosten des Landes) zu bauen und verwies zur Be-
gründung auf die positiven Wirkungen für die Entwick-
lung der Region und der Menschen, die dieses Groß-
projekt mit sich bringen würde. Das Bauvorhaben
führte jedoch zu Konflikten innerhalb der Organisatio-
nen der dort lebenden Bevölkerungsgruppen, denn
die Straße hätte eine Aufteilung des bolivianischen
Amazonasgebiets in zwei Teile, die Zerstörung von
Wald und die Verschmutzung der Flüsse nach sich ge-
zogen.33 Des Weiteren wurde neben anderen Rechten
das kollektive Recht der hier ansässigen indigenen
Völker auf freie, vorherige und informierte Zustim-
mung, auf Selbstbestimmung und Territorialität, auf
den Schutz ihrer heiligen Stätten sowie auf ein Leben

Fall 4

Die indigenen Völker des TIPNIS
(Bolivien)



6

in einer gesunden, geschützten und im Gleichgewicht
befindlichen Umwelt verletzt.34 2011 demonstrierten
über 1.600 Menschen gegen das Straßenbauprojekt.
Die Regierung reagierte mit Verfolgung, Entführungen
und dem Auseinanderreißen von Familien. Nach
einem Streik, einer öffentlichen Befragung und meh-
reren Protestmärschen sah sich die Regierung ge-
zwungen, nachzugeben und das Gesetz 180 (Ley
Corta 180) zu verkünden, das den Bau der Straße un-
tersagt und die Rechte der indigenen Völker bekräf-
tigt.35 Trotz Protesten seitens der betroffenen Bevöl-
kerung und der katholischen Kirche wurde dieses Ge-
setz 2017 annulliert und der bolivianische Kongress
ermöglichte auf Grundlage des Gesetzes 969 vom 13.
August 2017 den Bau der Straße.

puz, während ihres Besuchs in Brasilien mit Besorg-
nis über die Verletzung des Prinzips der freien, vorhe-
rigen und informierten Zustimmung, wie sie im inter-
nationalen Recht vorgesehen ist. Um ihr Überleben
als Volk zu sichern, haben die Munduruku deshalb
ihre eigenen Protokolle zur freien, vorherigen und in-
formierten Zustimmung entwickelt, um so der Regie-
rung und den Unternehmen aufzuzeigen, wie solche
Zustimmungen einzuholen sind, damit ihre Rechte,
ihre Lebensweise und ihre Formen gesellschaftlicher
Organisation gewahrt bleiben.

2.   Das Menschenrecht auf Identität
Der Interamerikanische Gerichtshof für Menschen-
rechte hat anerkannt, dass Traditionen, Bräuche,
Sprachen, Künste, Riten und Kenntnisse zentrale Be-
standteile der kulturellen Identität von indigenen Völ-
kern sind und diese Identität entsprechend dem je-
weiligen Umfeld, der Geschichte und der Einbindung
in die Natur immer wieder neu gestaltet und von Ge-
neration zu Generation weitergegeben wird.36 Der UN-
Fachausschuss für wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte (CESCR) definiert in seiner Allgemeinen
Bemerkung Nr. 21 Kultur unter anderem als „Lebens-
formen, Sprache, schriftliche und mündliche Überlie-
ferungen, Musik und Lieder, nonverbale Kommunika-
tion, Religions- und Glaubenssysteme, Riten und Ze-
remonien, Sport und Spiele, Produktionsweisen oder
Technologie“37. Ebenso hat der Fachausschuss einen
von den Staaten einzuhaltenden Verpflichtungsrah-
men festgelegt, um das Recht der indigenen Völker
auf ihre Kultur zu achten, zu fördern und sicherzustel-
len.38 Der Ressourcenextraktivismus im Amazonasge-
biet führt jedoch zu schwerwiegenden Verlusten an
kultureller Identität und hat gravierende ökologische
und gesellschaftliche Auswirkungen auf die indige-
nen Völker wie die Yanomami und Ye’kwana in Brasi-
lien und die Mosete in Bolivien.39

Doch nicht nur die indigenen Gemeinden sind be-
troffen, sondern auch die bäuerliche Bevölkerung in
den ländlichen Gebieten, denn dort wird den Men-
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34 Ebenda, S. 73-75.
35 Ebenda, S. 68.
36 Interamerikanischer Gerichtshof für Menschenrechte: Caso del Pueblo

Indígena Kichwa de Sarayaku vs. Ecuador, 2012, S. 66 , in: REPAM
(2018) „Informe Regional de Vulneración de Derechos Humanos en la
Panamazonía: Tejiendo redes de resistencia y lucha en Colombia, Brasil,
Ecuador, Perú y Bolivia“, S.6.

37 CESCR General Comment 21, 2012.
38 CESCR General Comment 21, 2012.
39 REPAM (2018), S. 105.

Die Munduruku sind ein Kriegervolk, dessen Name
„Rote Ameise“ bedeutet. Sie gehören zu den 12 indi-
genen Ethnien, die an den Ufern des Flusses Tapajós
in den brasilianischen Bundesstaaten Mato Grosso
und Pará leben. Nach der Kosmovision der Munduru-
ku haben alle Wesen, die den Fluss bewohnen, eine
Wandlung erfahren und sind in ihrem Universum
ebenso Menschen wie wir. Die Munduruku sehen es
als ihre Pflicht an, den Wald, die Flüsse, die Bäume,
die Fische und insbesondere auch das angestammte
Land zu bewahren und zu schützen.

Für die Munduruku ist, wie für viele andere indige-
nen Völker ebenso, eine Abgrenzung ihrer Territorien
ohne Sinn, denn sie nutzen eine weite Fläche in halb-
nomadischer Weise, ohne sich an Grenzziehungen zu
orientieren. Dennoch ist eine solche Demarkierung
und Anerkennung ihrer Gebiete, wie sie in der brasi-
lianischen Verfassung verankert sind, ihr einziges
rechtliches Verteidigungsinstrument gegen den enor-
men Druck von außen. Denn zunehmend dringen Öl-
palmpflanzungen, Holzfäller und Infrastrukturinvesti-
tionen (Bau von Häfen, Straßen und Wasserkraftwer-
ken) auf ihre Territorien vor, mit denen der Export von
Rohstoffen auf den Weltmarkt gefördert werden soll.
Deshalb sind die Munduruku von Vertreibung, Inva-
sionen, Gewalt und der Zerstörung ihrer heiligen Stät-
ten bedroht.

2016 äußerte sich die UN-Sonderberichterstatte-
rin für die Rechte indigener Völker, Victoria Tauli-Cor-
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schen ihr Land geraubt und ihre Rechte auf Nahrung,
Gesundheit und Bildung verletzt. Extensiver Monokul-
turanbau, die Agroindustrie und Ressourcenextrakti-
vismus gehören zu den Ursachen für den Verlust der
Ernährungssouveränität und wachsender Armut.40

und Erdölprojekten. 2013 wurden 180 Bergbaukon-
zessionen vergeben, die eine Fläche von 107.900 ha
im kolumbianischen Amazonasgebiet betreffen.47

Der Weiler Chaparrito in Kolumbien hat eine Flä-
che von 1.100 Hektar. Seit 1996 führen die Bauern
dort einen ständigen Kampf um ihr Land, das Groß-
grundbesitzern der Region zugesprochen worden war.
Darüber hinaus setzen sie sich für die Beibehaltung
einer gesunden Landwirtschaft anstelle des illegalen
Anbaus von Koka ein, der von irregulären Gruppen
vorangetrieben wird.48 Die Bauern haben die Hoff-
nung auf Frieden nicht aufgegeben. Währenddessen ar-
beiten sie weiter an der Gestaltung alternativer Konzep-
te für eine ganzheitliche menschliche Entwicklung, um
so das „Gute Leben“ (buen vivir) im Einklang zwischen
den Menschen und der Schöpfung zu erreichen.49
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40 Ebenda, S. 105.
41 FAO = Food and Agriculture Organization of the United Nations.
42 Vgl. hierzu: http://www.expreso.ec/economia/

colombia-camino-a-ser-la-despensa-mundial-FH485896.
43 REPAM (2018), S. 107.
44 FARC = Fuerzas Armadas Revolucionarias.
45 REPAM (2018), S. 107.
46 Ebenda, S. 110-111.
47 Ebenda, S.114-116.
48 Ebenda, S.116-118.
49 Ebenda, S. 121.
50 Ebenda, S. 123.
51 Ebenda, S. 129.

Die UN-Organisation für Ernährung und Landwirt-
schaft (FAO)41 stellte 2016 fest, dass Kolumbien im
Hinblick auf seine geographische Lage und die Verfüg-
barkeit von Land zu den fünf wichtigsten Ländern der
Erde gehört. Dementsprechend könnte sich Kolum-
bien zur Kornkammer der Welt entwickeln42. Die Re-
gierungspolitik hat jedoch bedauerlicherweise dem
Bergbau, dem Erdölsektor und der Produktion von
agrarbasierten Treibstoffen Vorrang eingeräumt und
dabei die Bedürfnisse der ländlichen Bevölkerung
außer Acht gelassen.43 Der erste Punkt der Friedens-
vereinbarungen zwischen der kolumbianischen Regie-
rung und der Guerillaorganisation FARC (2016)44 über
die sog. „umfassende Landreform“ gab den bäuerli-
chen Gemeinden Anlass zu der Hoffnung auf Zugang
und Nutzung von Land sowie auf Entwicklungspro-
gramme mit territorialem Ansatz für die ländlichen
Räume45.

Für die Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, die ihre
Identität aus ihrer engen Beziehung zu Grund und
Boden und der Erzeugung von Nahrungsmitteln ent-
wickelt haben, sind Land und Territorium von großer
Bedeutung46. Die bäuerliche Bevölkerung im kolum-
bianischen Südosten kämpft Tag für Tag um die
Selbstbestimmung ihrer Ernährungs- und Landwirt-
schaftssysteme, indem sie Saatgut bewahrt, für eine
umweltfreundliche Produktion sorgt sowie der loka-
len Vermarktung und dem Wissensaustausch den Vor-
rang einräumt. Die kolumbianische Verfassung er-
kennt zwar einige Rechte der Kleinbäuerinnen und
Kleinbauern an, doch sind in der Praxis Gesetze erlas-
sen worden, die den Großunternehmen Privilegien
einräumen und die Bauern dazu zwingen, von auslän-
dischen Firmen erzeugtes Saatgut zu verwenden.
Hinzu kommt die Umsetzung von Bergbau-, Energie-
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Bäuerliche Identität, Ernährungs-
souveränität und -autonomie
im kolumbianischen Südosten:
Vereda Chaparrito
(Kolumbien)

Der Bezirk Yurimaguas liegt im Departement Loreto,
einem der größten des Landes, mit mehr als 1 Million
Einwohnern, die sich aus verschiedenen indigenen
und kleinbäuerlichen Bevölkerungsgruppen, den so-
genannten „Ribereños“ (Flussanrainern), zusammen-
setzen. In der Bezeichnung Yurimaguas verschmilzt
der Name der indigenen Gruppe der Yuris mit dem
der Omaguas, einer inzwischen nicht mehr existieren-
den Gruppe.50 Die  Ribereños unterscheiden sich von
den indigenen Gemeinden dadurch, dass ihr Landbe-
sitz individuell und nicht kollektiv gestaltet ist. Sie er-
nähren sich jedoch ebenso wie die indigene Bevölke-
rung vom Wald und pflegen gemeinschaftliche Le-
bensformen.51
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Der peruanische Staat hat unter Verweis auf die Ver-
schlechterung der Wirtschaft des Landes die Umwelt-
gesetze flexibilisiert, um Investitionen mit hohen öko-
logischen Kosten zu fördern. Infolgedessen kommt es
in der Region Loreto immer wieder zu Ölverschmut-
zungen, und die Wälder werden geplündert, um den
Palmöl- und Reisanbau sowie den Holzhandel auszu-
weiten.52

Diese Politik macht die Ribereños durch Landent-
eignungen, Invasionen, Wasserknappheit, die Ver-
schmutzung der Flüsse und Vertreibungen zuneh-
mend verwundbar. Es gibt keine Gesetze, die ihre
Rechte schützen, und der peruanische Staat hat kein
Interesse daran, ihnen Landtitel zu geben, denn so
hat er leichteren Zugriff auf frei verkäufliche Flächen,
um sie dann an nationale und transnationale Investo-
ren zu vergeben bzw. Konzessionen dafür zu
erteilen.53 Der Staat vertritt überdies die Auffassung,
dass er nicht zu freien, vorherigen und informierten
Zustimmungen verpflichtet sei, wie dies in der ILO-
Konvention 169 vorgesehen ist, da es sich in diesem
Fall nicht um indigene Gemeinden handele.54

Durch diese Gesetzeslücke wird das Recht auf
Identität der Gemeinden verletzt, da sie juristisch als
nicht existent gelten. Durch ein Urteil des peruani-
schen Verfassungsgerichts wurde jedoch das Kohä-
renzprinzip eingeführt, nach dem das Recht als ein Sy-
stem verstanden wird und dieses wiederum als Ge-
samtgefüge miteinander verwobener Teile. Danach
werden der Mensch und die Achtung seiner Würde als
oberstes Ziel von Gesellschaft und Staat hervorgeho-
ben.55 Die Ribereños werden daher weiter für ihre
rechtliche Anerkennung kämpfen.

Die Lage der Siedlergemeinden
in der Provinz Alto Amazonas

Diese Gemeinden sind aufgrund einer Gesetzes-
lücke, durch die ihnen die Eigentumsrechte verwei-
gert werden, besonders verwundbar.56 Das Gebiet, in
dem sie schon seit langem leben, ist nachträglich als
Schutzgebiet ausgewiesen worden. Eine gesetzliche
Regelung besagt, dass innerhalb von Schutzgebieten
keine Landtitel vergeben werden dürfen. Das bedeu-
tet, dass die Siedlergemeinden, obwohl sie seit Jahr-
zehnten dort leben, niemals zu endgültigen Eigentü-
mern werden können, sondern dauerhaft von Vertrei-
bungen, Landenteignungen, Invasionen, der Ver-
schmutzung ihrer Flüsse und Wasserknappheit betrof-
fen sein werden57.
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52 Ebenda, S.124.
53 Ebenda, S.130.
54 Ebenda, S.124.
55 Ebenda, S.138.
56 Ebenda, S.129.
57 Ebenda, S.130-131.

Das Vordringen des Bergbaus hat sowohl in Brasilien
als auch in Venezuela enorme Schäden und Umwelt-
zerstörung für die indigene Bevölkerung mit sich ge-
bracht. Dies gilt insbesondere für die Region an den
Flüssen Orinoco, Mucajai, Parima und Catrimani. Im
Zuge der steigenden Goldgewinnung starben 20 %
der Yanomami-Bevölkerung durch Krankheiten, Hun-
ger, Gewalt und sonstige Folgen des illegalen Berg-
baus. Ende der 1980er / Anfang der 1990er Jahre
stieg die Zahl der Minenarbeiter in den Territorien der
Yanomami und Ye’kwana auf etwa 40.000. In dieser
Zeit wurden auch 82 geheime Landepisten entdeckt,
die zur Unterstützung des illegalen Bergbaus dienten.

Kurz danach gab es aufgrund dessen Klagen
sowie nationale und internationale Kampagnen für
die Demarkierung der Yanomami-Gebiete, die 1992
im Rahmen der Konferenz der Vereinten Nationen
über Umwelt und Entwicklung in Rio angekündigt
wurde. Der illegale Bergbau wurde danach mit aller
Härte unterbunden, so dass die Minenarbeiter in die
Grenzregion abgedrängt wurden. Dort kam es darauf-
hin zu ständigen Konflikten und Massakern an der in-
digenen Yanomami-Bevölkerung von Venezuela. Die
meisten Opfer waren Frauen und Kinder.

Von 2002 an wurden zunehmend Beschwerden
laut, die auf ein erneutes Vordringen des illegalen
Bergbaus in beiden Ländern hindeuteten. Über meh-
rere Jahre hinweg wurde versucht, Programme auf
den Weg zu bringen, um der Umweltzerstörung der
Ökosysteme am Amazonas entgegenzuwirken.

Rechtsverletzungen: Auswirkungen
des illegalen Bergbaus auf die Völker
der Yanomami und Ye’kwana

Aufgrund der mangelnden Kontrolle des illegalen
Bergbaus sind die indigenen Territorien schwerwie-
genden Gefahren ausgesetzt: Durch die Zerstörung
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des Landes, die Verschmutzung der Gewässer und
die Anhäufung nicht biologisch abbaubarer fester Ab-
fälle werden nicht nur die Natur und die Lebensräume
verschiedener Tierarten, sondern auch die Lebens-
form der indigenen Gemeinden beeinträchtigt.

In dieser Zeit ständiger Gewalt gegen die Yanoma-
mi und Ye’kwana sind nicht nur die Umweltfolgen
deutlich geworden, durch die beide Völker gefährdet
sind, sondern ebenso hat sich gezeigt, dass sie einem
ständigen sozialen Druck ausgesetzt sind, z. B. durch
Alkoholismus und Prostitution. Dadurch ist das kultu-
relle Leben der Menschen aus den Fugen geraten,
und ihnen droht der allmähliche Verlust ihrer Kultur.

le verschiedener Organisationen, die seit 2002 ihre
vom Staudammbau betroffenen Territorien verteidi-
gen und mehrere Aktionen wie Mahnwachen und
Blockaden durchgeführt haben. Das Nationale Elektri-
zitätsunternehmen ENDE (Empresa Nacional de Elec-
tricidad) hat seitdem jedoch immer wieder versucht,
dieses Netzwerk zu spalten. Die Menschen sind über-
aus besorgt angesichts der ökologischen, sozialen
und wirtschaftlichen Folgen der Energieprojekte für
den Nationalpark Pilón Lajas und Madidi und für die
Bevölkerung in den ländlichen und städtischen Gebie-
ten der Amazonasregion.63 Die Gemeinden fordern
von der bolivianischen Regierung, die Verpflichtung
zur vorherigen, freien und informierten Konsultation
einzuhalten, die Territorialorganisationen zu respek-
tieren und den Bau der Staudämme aufgrund der da-
mit verbundenen ökologischen, sozialen, kulturellen
und wirtschaftlichen Auswirkungen einzustellen.64

3.   Verhinderung der zunehmenden Kriminalisierung
      von Menschenrechtsverteidiger/-innen
2016 wies der Sonderberichterstatter zur Lage der
Menschenrechtsverteidiger/-innen in seinem Bericht
darauf hin, dass die Ermordung von Menschenrechts-
und Umweltaktivisten/-innen und die zahlreichen
Drohungen und Übergriffe, denen sie ausgesetzt sind,
nur einen Teil der weitverbreiteten Gewalt ausma-
chen. Viele dieser Angriffe werden von staatlichen
und nichtstaatlichen Akteuren verübt und stehen in
einem Kontext der Kriminalisierung und Delegitimati-
on der Umweltschützer/-innen.65 In seinen Empfeh-
lungen hat sich der Sonderberichterstatter dafür aus-
gesprochen, dass die Staaten die Schlüsselrolle der
Menschenrechtsverteidiger/-innen anerkennen, den
Gemeinden das Recht auf freie, vorherige und infor-
mierte Zustimmung garantieren und den Menschen-
rechtsansatz in sämtliche Regelwerke und staatliches
Handeln einbeziehen sollten.66
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58 Laut Volkszählung 2012.
59 REPAM (2018), S. 163.
60 Ebenda, S. 165.
61 Ebenda, S. 166.
62 Ebenda, S. 174-175.
63 Ebenda, S. 171.
64 Ebenda, S. 175-176.
65 Ebenda, S. 177.
66 Ebenda, S. 177.

Bolivien hat 10.027.254 Einwohner58, darunter 36
Gruppen indigener Urvölker, bäuerlicher und afroboli-
vianischer Bevölkerung59. Zu den 29 indigenen Völ-
kern, die im bolivianischen Amazonasgebiet behei-
matet sind, gehören die Mosetenes. Sie leben zwi-
schen den Departements La Paz und Cochabamba
auf einer Fläche von ca. 96.807 Hektar, für die ein
Landtitel besteht.60 Die Mosetene betreiben Land-
wirtschaft und haben begrenzten Zugang zu Bildung,
Gesundheit und Basisdienstleistungen wie der Versor-
gung mit Wasser, das allerdings zunehmend ver-
schmutzt ist. Ihr Leben und ihre Menschenrechte wer-
den vom Bau von Straßen, der Erkundung von Ölvor-
kommen, dem Bergbau, dem Holzeinschlag und Groß-
projekten im Wasserkraftsektor bedroht.61

Seit 2009 hat Bolivien eine neue Verfassung, in
der zahlreiche Fortschritte im Hinblick auf die Men-
schenrechte und insbesondere die kollektiven Rechte
erzielt worden sind. Durch den geplanten Bau der
Staudämme in Bala und Chepete in der boliviani-
schen Amazonasregion verstößt der Staat jedoch
gegen seine Verpflichtungen zum Schutz und zur Si-
cherstellung des Rechts auf kollektives Territorialei-
gentum und freie, vorherige und informierte Zustim-
mung. Dies gilt besonders für das von den Mosetén
bewohnte Gebiet, das als Nationalpark und Waldre-
servat besonderen Schutz genießt.62

Die dortigen Gemeinden haben sich zu einem Ver-
band zusammengeschlossen. Er dient als Schnittstel-
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werden immer stärker durch den Markt bestimmt.
Durch die Erdölförderung und den Bau hydroelektri-
scher Anlagen wird das Wasser ständig weiter bela-
stet und so das Menschenrecht auf Wasser und Leben
ganzer Völker, wie das der Kukama in der peruani-
schen Amazonasregion, verletzt.73

67 Das Unternehmen operiert zurzeit mit chinesischer Kapitalbeteiligung.
68 REPAM (2018), S. 182.
69 Ebenda, S. 185.
70 Ebenda, S. 187.
71 Ebenda, S. 188.
72 Ebenda, S. 205.
73 Ebenda, S. 205.
74 Ebenda, S. 213-214.
75 Ebenda, S. 218.

In den Kommunen Morelia und Valparaíso im Süden
Kolumbiens hat sich aus dem Kampf mehrerer klein-
bäuerlicher Familien und Gemeinden um Wasser und
Land eine breite Bürgerbewegung zur Verteidigung
von Wasser und Land in Caquetá (Amazonasregion)
gebildet. Das britische Unternehmen Emerald Ener-
gy67 und dessen Subunternehmer verfolgen seit
2006 die Umsetzung eines auf einen Zeitraum von 30
Jahren ausgelegten Ölfördervorhabens. Die Gemein-
den fordern jedoch eine staatliche Kontrolle über die
Einhaltung internationaler Abkommen zum Schutz
der Amazonasregion als Welterbe.68 Das Departe-
ment Caquetá war bereits seit den 1970er Jahren
Schauplatz von sozioökologischen Auseinanderset-
zungen um die Erkundung von Ölvorkommen durch
die Konzerne Shell und Texas Petroleum Company.69

Das Erdölunternehmen Emerald Energy ist dort seit
2014 präsent und hat seitdem mit seinem autoritären
Auftreten, dem Einsatz von Gewalt, Umweltvergehen,
der Militarisierung der Gebiete und ständigen Verstö-
ßen gegen die Menschenrechte und Grundfreiheiten
soziale und umweltbezogene Konflikte hervorgerufen.
Die Gemeinden haben friedliche Protestaktionen und
Versammlungen organisiert und sich gegen diese Art
von Vorhaben in ihrem Gebiet zur Wehr gesetzt.70 Sie
fordern ihr Recht auf freie, vorherige und informierte
Zustimmung ein, die Berücksichtigung ihrer Stimme
und ihre Anerkennung als politisches Rechtssubjekt,
die Entkriminalisierung des bürgerlichen, friedlichen
Protests und Zugang zu sauberem Trinkwasser als
Grundrecht für das Leben und die Erhaltung des gro-
ßen Amazonasbeckens.71

4.   Das Menschenrecht auf Wasser
Aufbauend auf dem internationalen Rechtsrahmen
betont Papst Franziskus, dass „der Zugang zu siche-
rem Trinkwasser ein grundlegendes, fundamentales
und allgemeines Menschenrecht (ist), weil es für das
Überleben der Menschen ausschlaggebend und
daher die Bedingung für die Ausübung der anderen
Menschenrechte ist“ (Laudato si‘, 30)72. Die Privati-
sierung des Wassers liegt im Trend, und die Regeln
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Das indigene Volk der Kukama Kukamiria ist im In-
nern des nationalen Naturschutzgebiets Pacaya Sami-
ria (Departement Loreto) in der peruanischen Amazo-
nasregion beheimatet. Es pflegt eine kulturelle Bezie-
hung zum Wasser, und für die Menschen bedeutet
der Fluss alles. Vom peruanischen Staat hingegen
werden die Flüsse und die Amazonasregion in erster
Linie als eine Einkommensquelle zur Finanzierung der
öffentlichen Ausgaben betrachtet, und dies zu Lasten
der regionalen Ressourcen und unter Vernachlässi-
gung der indigenen Bevölkerung und ihres kulturellen
Reichtums.74

Seit über 40 Jahren hat sich das Leben des Kuka-
ma-Volkes verändert, und seine Territorien sind durch
den Erdölboom und Umweltbelastungen bedroht. Die
Gewässer sind mit Schwermetallen verseucht, und
mittlerweile kommen noch weitere Faktoren wie die
Holzwirtschaft, Monokulturen und der Bau einer Ama-
zonas-Wasserstraße hinzu. Durch dieses Bauvorha-
ben würden die in den Flusssedimenten abgelagerten
Umweltschadstoffe aufgewirbelt, das Wasser noch
weiter verschmutzt und das Ökosystem der Fische zer-
stört. Das größte Problem für das Volk der Kukama be-
steht jedoch in der fehlenden Anerkennung ihres Ter-
ritoriums und der damit verbundenen Verletzung
ihres Rechts auf Nahrung, Gesundheit, Identität und
Leben75, so dass die Existenz der künftigen Genera-
tionen gefährdet ist. Die Kukama fordern vom Staat,
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76 Ebenda, S. 230.
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83 REPAM (2018), S. 267.
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ihnen ihre Rechte zu garantieren und ihren Anliegen
Rechnung zu tragen, denn sie sind Menschen mit glei-
chen Rechten und verdienen es, in Würde zu leben.76

5.   Das Menschenrecht auf das angestammte
      Lebensumfeld
Der Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen hat
darauf hingewiesen, dass eine der Hauptursachen für
die Diskriminierung und Verletzung von Rechten der
bäuerlichen Bevölkerung in der Enteignung ihres
Landbesitzes, Zwangsräumungen und Vertreibung
liegt.77 Deshalb käme es einer „doppelten Zwangs-
räumung“ bzw. einer „doppelten Zwangsvertreibung“
gleich, wenn man ihnen einen angemessenen Wohn-
raum verweigerte und ihnen zudem noch das Land
als ihre Lebensgrundlage wegnähme.78

en, die in diesem Territorium des indigenen Volkes
der Shuar leben.80

Dieser ländliche Bezirk liegt in der El-Cóndor-Kordille-
re, einem Gebiet mit hoher Biodiversität und einem
großen ökologischen, kulturellen und geistigen Reich-
tum. Tundayme hat 854 Einwohner, von denen 56,7%
jünger als 19 Jahre sind. Diese Bevölkerung wird in
nächster Zukunft vom Gold- und Kupferabbau in gro-
ßem Maßstab betroffen sein79, denn in dem dortigen
Gebiet wird derzeit ein Großprojekt zur Kupfer- und
Goldgewinnung unter dem Namen „Mirador“ umge-
setzt. Ziel des Vorhabens ist die Abtragung von
60.000 Tonnen Gestein pro Tag im Tagebau bis zu
einer Tiefe von 1.000 m auf einer Fläche von 1,5 km
Durchmesser. Damit verbunden wäre ein Verbrauch
von 250 Litern Süßwasser pro Sekunde und die Pro-
duktion von mindestens 326 Tonnen Abraum. Berg-
bauunternehmen sind dort zwar schon seit Jahrzehn-
ten präsent, doch erst seit den 1990er Jahren wurden
diese Tätigkeiten im Zuge des neoliberalen Entwick-
lungsmodells ausgeweitet. 2010 unterzeichnete der
ecuadorianische Staat mit dem chinesischen Unter-
nehmen Tongling CRCC ein Abkommen über die För-
derung von Bodenschätzen in großem Maßstab. Tong-
ling CRCC ist an einer Ausweitung der Abbaugebiete
interessiert und bemüht sich um weitere Konzessio-
nen bei der Staatlichen Regulierungs- und Aufsichts-
behörde für den Bergbau (Agencia Estatal de Regula-
ción y Control Minero). Dies bildet die Ursache für die
Vertreibung von 32 indigenen und bäuerlichen Famili-
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Tundayme
(Ecuador)

In den 1970er und 1980er Jahren setzte der brasilia-
nische Staat unter der Bezeichnung „Programa Gran-
de Carajás“ (Programm Groß-Carajás) das größte Erz-
fördervorhaben in der nördlichen Amazonasregion
mit einer Gesamtfläche von 900.000 Quadratkilome-
tern um.81 Damit begann ein Interessenskonflikt,
denn die Bauern haben das Land seit jeher für ihr ei-
genes Überleben genutzt. Das genannte Großvorha-
ben zog weitere Großprojekte im Infrastruktur- und
Verkehrssektor nach sich, die den Weitertransport der
Produkte aus dem Gebiet von Carajás erleichtern soll-
ten. Deshalb wird Buritucupú heute durch eine Eisen-
bahnlinie zerschnitten, die mitten durch die Gemein-
de verläuft.82

Die Präsenz bäuerlicher Bevölkerung in Buritucu-
pú geht auf die Landkämpfe der 1980er und 1990er
Jahre zurück. Trotz ihrer Anerkennung besitzen die
meisten Siedler noch immer keine endgültigen Landti-
tel; die Flächen befinden sich in Kollektiv- und Staats-
eigentum. Die Siedlerfamilien haben lediglich Nut-
zungsrechte an ihrem Land. Ihr Problem besteht nun
in dem Konzessionsrecht, das die Regierung dem Un-
ternehmen Vale S.A. eingeräumt hat, was u. a. das
Recht  auf den Betrieb der Eisenbahn für einen Zeit-
raum von 30 Jahren beinhaltet.83

Die Bevölkerung ist der ständigen Gefahr von Zug-
entgleisungen und Vertreibung ausgesetzt, so dass
sie nicht mehr in Frieden und Würde dort leben kann.
Ihre Häuser werden immer wieder abgerissen, um die
Zugstrecke weiter auszubauen.84 Überdies treten Um-
weltschäden im Flussgebiet des Pindaré auf, von dem
die Gemeinden hauptsächlich leben. Die Konflikte

Fall 13

Gemeinden von Buritucupú
(Brasilien)
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sind im Alltag der Bauern dieses Gebiets ständig la-
tent, denn sie betrachten das Land als Lebensgrund-
lage, im Gegensatz zu dem Unternehmen, das nicht
in der Lage ist, den Wert des Bodens und der Natur-
ressourcen für die Bauern zu ermessen.85

Forderungen an die Regierungen
der Amazonasregion 

–    Achtung und Umsetzung internationaler Verträge,
die von den Regierungen der Amazonasregion (ILO
169; Biodiversitätskonvention; Internationaler Pakt
für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte –
ICESCR etc.) unterzeichnet und ratifiziert wurden.

–    Anerkennung und Demarkierung integraler Territo-
rien auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene als Teil einer Strategie und  Antwort indige-
ner Völker bzw. der sie vertretenden Organisatio-
nen, die sich entschieden haben, ihre Territorien
gemäß ihren Bräuchen, Traditionen, Glaubensrich-
tungen und politischen Überzeugungen selbstbe-
stimmt zu nutzen und zu verwalten.
Der Anspruch auf diese Territorien ist in der Auto-
nomie dieser indigenen Völker selbst begründet
und Grundlage dafür, dass sie ihr Leben gemäß
ihren Werten, institutionellen Strukturen und Me-
chanismen ausrichten und innerhalb der Rahmen-
bedingungen des Staates, dem sie angehören, or-
ganisieren können.
Diese Eingabe ist juristisch, anthropologisch, his-
torisch und geographisch begründet und ist auf
allen Regierungsebenen des jeweiligen Staates an-
zuerkennen. 

–    Zugang zu Land für Campesinos (Kleinbauern/
-bäuerinnen)/ durch formalrechtliche  Anerken-
nung, Rückgabe und gerechte Verteilung von Terri-
torien bei gleichzeitiger Förderung ihrer angemes-
senen Nutzung.

      • Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen wie
Bildung, Gesundheit, Erholung, Infrastruktur,
technische Unterstützung und Ernährung als
Voraussetzung für Wohlergehen und ein gutes
Leben (buen vivir ) der ländlichen Bevölkerung 

–    Besonderer und vorrangiger Schutz der indigenen
Völker, die in selbstbestimmter Isolation leben.

      • Erweiterung ihrer Schutzzonen (unberührbare
Zonen) unter Berücksichtigung ihrer Siedlungs-
räume und ihrer Jagd- und Bewegungskorridore.

      • Moratorium zu rohstofffördernden und verar-
beitenden Aktivitäten im Einzugsgebiet dieser
Zonen.

      • Durchführung von Dialogprozessen und friedli-
che Einigung zwischen den in-digenen Völkern,
Quilombolas (Nachkommen afrikanischer Skla-
ven) und anderen (kleinbäuerlichen) Anwoh-
ner/-innen der Schutzzonen.

–    Bei der Planung und Genehmigung von Betrieben
zur Erdöl- und Rohstoffförderung bzw. -verarbei-
tung in den geschützten Gebieten sollte nicht auf-
grund das sog. „nationale Interesse“, sondern das
„öffentliche Gemeinwohl“ im Vordergrund stehen.

–    Schutz der individuellen und kollektiven Gesund-
heit der Bevölkerungsgruppen, die von der Ver-
schmutzung der Gewässer infolge extraktiver Tä-
tigkeiten in ihren Gebieten betroffen sind, durch
Stärkung der Gesundheitsdienstleistungen.

–    Mehr Investitionen in Programme zur Versorgung
mit sicherem (Trink)Wasser, Systemen des Zu-
gangs zur Gesundheitsversorgung für alle und flä-
chendeckenden Präventionsmaßnahmen gegen
Krebs und andere Folgekrankheiten.

–    Forderung an die Staaten der Amazonasregion,
der Allgemeinen Bemerkung Nr. 7 zum Internatio-
nalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte nachzukommen, der Zwangsvertrei-
bungen verbietet.

–    Rückgabe von Land und Eigentum an diejenigen,
die von Zwangsvertreibungen betroffen waren und
vollständige Entschädigung für die den Familien
und ihrem Umfeld dadurch zugefügten Schäden.

Forderungen an die Herkunftsstaaten
der Unternehmen, die im Bereich Rohstoff-
förderung- und verwertung tätig sind:

–    Ratifizierung, Achtung und Umsetzung internatio-
naler Verträge (ILO 169; Bio-diversitätskonventi-
on; Internationaler Pakt für wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte – ICESCR etc.) von den Re-
gierungen der Herkunftsstaaten von Unterneh-
men, die im Bereich Rohstoffförderung- und ver-
wertung tätig sind.

–    Verstärkte Bemühungen um die bindende Wirkung
von internationalen Vereinbarungen wie der Erklä-
rung über die Rechte der Bauern und anderer auf
dem Land arbeitender Personen und den UN86-
Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte

85 Ebenda, S. 271.
86 UN = Vereinte Nationen
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in von Konflikten betroffenen Gebieten: Pflichten
des Staates und Verantwortung der Unternehmen
(Guiding Principles on Business and Human
Rights in Conflict-Affected Areas: State Obligati-
ons and Business Responsibilities).

–    Forderung an die Herkunftsländer der Unterneh-
men, die in den Bereichen Rohstoffgewinnung
bzw. -verarbeitung, Wasserenergie, Landwirtschaft,
tätig sind, die Menschenrechte in den Zielländern
zu achten und die Schäden, die sie Menschen und
Territorien zufügen, wiedergutzumachen. Die Be-
treiberunternehmen haben desgleichen die Ver-
antwortung für die durch ihre unternehmerische
Intervention verursachten Schäden für die dortige
Bevölkerung zu übernehmen und zu regulieren.
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